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Mitteilung Berlin, den 4. Mai 2023 

 Die 55. Sitzung – öffentlich – 
des Rechtsausschusses findet statt am  
Mittwoch, dem 10. Mai 2023, 11:00 Uhr 
Berlin, Marie-Elisabeth-Lüders-Haus, Raum 3.101 
(Anhörungssaal) 

Sekretariat 
Telefon: +49 30 227-32430 
Fax: +49 30 227-36081 

Sitzungssaal 
Telefon: +49 30 227-30303 
Fax: +49 30 227-36346 

 *Für Beauftragte des Bundesrates, für Mitarbeitende von 
Fraktionen, von Abgeordneten und von Ministerien wird eine 
Teilnahme per Videokonferenz ermöglicht. 

  

 
Achtung! 
Abweichender Sitzungsort! 

  

 

Tagesordnung – Öffentliche Anhörung 

 Einziger Tagesordnungspunkt 

Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

Kollaps der Ziviljustiz verhindern – Wirksame 
Regelungen zur Bewältigung 
von Massenverfahren schaffen 

BT-Drucksache 20/5560 
 
 

  

Federführend: 
Rechtsausschuss 

Mitberatend: 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz 

Berichterstatter/in: 
Abg. Macit Karaahmetoǧlu [SPD] 
Abg. Dr. Martin Plum [CDU/CSU] 
Abg. Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
Abg. Katrin Helling-Plahr [FDP] 
Abg. Stephan Brandner [AfD] 
Abg. Susanne Hennig-Wellsow [DIE LINKE.] 
 

Die Liste der Sachverständigen ist im Internet eingestellt unter:  
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a06_recht/anhoerungen 

 
Elisabeth Winkelmeier-Becker, MdB 
Vorsitzende 
 

Interessierte können die Anhörung am Mittwoch, dem 10. Mai 2023, 11:00 Uhr, live im Parlamentsfernsehen (Kanal 2) verfolgen. Sie steht 

anschließend in der Mediathek des Deutschen Bundestages zur Verfügung. Sollten Sie eine persönliche Teilnahme an der öffentlichen 

Anhörung wünschen, informieren Sie sich bitte über das hierzu erforderliche Anmeldeverfahren unter 

https://www.bundestag.de/ausschuesse/a06_recht/anhoerungen 
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